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Inhalt Production beſtimmt und die Natur einem unbegrenzten Lebens⸗ und 
® Entwicklungsdrang der Menſchen unterworfen; es handelt ſich daher 
Volkswirthſchaft und Verwaltungsrecht. beim Menſchen nicht, wie beim Thier und der Pflanze, bloß um 


„ 5 phyſiſche Exiſtenz und Erhaltung, ſondern um die Befriedigung der 
Mittheilungen aus der Praxis. — aus dem fortſchreitenden Geiſtesleben hervorquellenden mannigfaltigſten 
Auch durch die von Seite einer Gerichtsbehörde über eine Perſon eingeleitete Ange⸗ Bedürfniſſe des menſchlichen Culturlebens. Sodann aber muß offen⸗ 
hörigkeitserhebung iſt das Heimatsrecht dieſer Perſon im Sinne des § 19, P. 4 bar die G Be fei ü 8 ductt bt 7 der G En 5 
des Heimatsgeſetzes „zur Frage gekommen“. ar die eſetzmäßigkei er Pro uetion a hängen von der eſetzmäßig⸗ 
Eine Haftung für, durch die verbotswidrig ſtattgefundene Abholzung eines Windman⸗ keit der menſchlichen Lebensthätigkeit überhaupt. Und da die Freiheit 
tels einem Nachbarwalde etwa in Zukunft erwachſende Schäden kann mit dem in der bewußten Geſetzmäßigkeit des Lebens befteht, fo können die Ge⸗ 
Forſtfrevelerkenntniſſe nicht auferlegt werden. ſetze der Production nur in den Regeln der menſchlichen Freiheit ge⸗ 
Dem Tabnlargläubiger 1258 durch die Bewilligung einer ul en a funden werden. 
lich beeinträchtigten Waſſerwerkes ſteyt kein Nerursverht gegen die behördliche Be⸗ : g g 3 days x 
willigung jener neuen Anlage zu. (§ 82 mähr. Waſſerrechtogeſetz.) rien) a 5 gemeinſchaftliche ' geſchichtlich ſich entwickelnde Regel der 
chen Freiheit iſt das Recht; darum müſſen die Geſetze der 


Zur Frage, unter welchen Vorausfetzungen das Zwangsrecht der Einräumung einer 8 / 5 5 
Dienſtbarkeit zu Gunſten einer Waſſeranlage eintreten kann. ($ 32 böhm. Volkswirthſchaft in der Rechtsordnung jedes Volkes enthalten ſein. 


Waſſerrechtsgeſetz.) Die unabhängig von den Staatsgrenzen ſich ausbreitende menſchliche 
Verordnungen. Culturgemeinſchaft iſt die Geſellſchaft im prägnanten Sinne dieſes 
Perſonalien. Wortes; die Geſetze der ſocialen Wirthſchaft find daher in der ſocialen 
Erledigungen. Rechtsordnung enthalten, ohne Unterſchied, ob die letztere auf nationaler 


oder internationaler Rechtserzeugung beruht. 

Es kann, abgeſehen von den nicht weiter zu berührenden 
Naturgeſetzen, weder allgemein giltige noch unabänderliche Geſetze der 
Volkswirthſchaft geben. Sie werden vielmehr beſtimmt durch die Na⸗ 
tur der an jedem Orte und zu jeder Zeit beſtehenden menſchlichen 
Gemeinſchaft, und ſie entwickeln ſich mit dieſer ſelbſt in unabläſſigem 
Fortſchreiten. Der nächſte Blick auf die Geſchichte beſtätigt dies. Jäger⸗ 
ſtämme, Hirten⸗ und Nomadenvölker treiben ihre beſondere Wirthſchaft; das 
Wirthſchaftsleben Sparta's war ein anderes als das Athens; die Wirthſchaft 
des Alterthums beruhte auf Sclaverei, die des Mittelalters auf der 
Ungleichheit der Stände; im letzteren herrſchte, zumal Anfangs, in den 
engen Grenzen des Hof- und Marktverbandes die Naturalwirthſchaft; 
mit dem Aufblühen des ſtädtiſchen Gewerbefleißes trat an ihre Stelle 
die Geldwirthſchaft und dieſe hat ſich ſeit der Entdeckung der neuen 
Erdtheile, der Ausbreitung des Verkehres, der Erfindung der Ma⸗ 
ſchinen ꝛc. in rieſigen, ſtets fortwachſenden Dimenſtonen entwickelt. 

Wo Privateigenthum herrſcht, iſt Zweck der Production der per⸗ 
ſönliche Erwerb und die Production ſelbſt beſteht im geordneten Zu⸗ 
ſammenwirken von Beſitz und Arbeit für Erwerbszwecke. Hier ſind 
daher die Geſetze der Production zunächſt aus dem Weſen des Be⸗ 
ſitzes und der Arbeit, aus der weſentlichen Natur ihres gegenſeitigen 
Zuſammenwirkens und aus den verſchiedenen Formen und Gegen⸗ 
ſtänden ihrer Thätigkeit abzuleiten. Dabei iſt darauf hinzuweiſen: 1. 
Die Nothwendigkeit des perſönlichen Erwerbs wird beſtimmt theils 
durch die ſtets gleich bleibende phyfiſche Beſchaffenheit des Menſchen, 
theils durch die jeweiligen Culturzuſtände jedes Volkes und es werden 
durch die letzteren auch die rein animaliſchen Bebürfniſſe nach Art 
und Maß mit beſtimmt; der Erwerb iſt daher für Jeden eine geſell⸗ 
ſchaftliche Nothwendigkeit und kein Gegenſtand willkürlicher Dispofi⸗ 
tion. 2. Beſitz und Arbeit find Rechtsinſtitute, die fi im Verlaufe 
der geſchichtlichen Volksentwicklung unaufhaltſam und ununterbrochen 
fortbilden und veredeln. Die Stellung, der Charakter, die Functionen, 


Bolkswirthſchaft und Verwaltungsrecht). 


Die Volkswirthſchaft iſt ein Beſtandtheil der 
Rechtsordnung und die Erforſchung ihrer Geſetze iſt 
eine Aufgabe der Rechtswiſſenſchaft. 

Die wirthſchaftliche Thätigkeit beſteht im Allgemeinen in einer 
planmäßigen und bewußten Einwirkung auf die Natur, um dieſelbe 
für die Zwecke der Menſchen dienſtbar zu machen; dieſe Thätigkeit, 
Production genannt, iſt eine nothwendige und durch den Zuſammen⸗ 
hang der menſchlichen Bedürfniſſe mit der Natur von ſelbſt gegeben. 
Sie iſt daher ein Ausfluß des menſchlichen Lebens ſelbſt und eine un⸗ 
erläßliche Bedingung aller menſchlichen Entwicklung. 

Die Geſetze der Production haben einen doppelten Charakter; 
fie find entweder in der Natur ſelbſt enthalten oder aus dem Weſeu 
des Menſchen abzuleiten. 

Die in der Natur ſelbſt enthaltenen Geſetze der Wirthſchaft 
können im Allgemeinen mit dem Namen Technik bezeichnet werden. 
Ihre Erforſchung und Darſtellung iſt Aufgabe der reinen und ange⸗ 
wandten Naturwiſſenſchaften, Chemie, Phyſik, Botanik, Zoologie ꝛc.; 
dann Landwirthſchafts⸗, Forſtwirthſchafts⸗, Bergbaukunde, Technologte, 
Mechanik ꝛc. Im weiteren Sinne können hiezu auch die einer theo⸗ 
retiſchen Behandlung fähigen Regeln der Geſchäftskunſt (Buchführung, 
Rechnen, Waarenkunde ꝛc.) gerechnet werden. 

Ganz verſchieden htevon ſind die im Menſchen ſelbſt liegenden 
Geſetze der Production. Durch dieſe wird vor Allem der Zweck der 


) Nach einer Abhandlung von Dr. Herm. Rösler: „Ueber die Beziehungen 
zwiſchen Volkswirthſchaftslehre und Rechtswiſſenſchaft in Deutſchland“, in Dr. Georg 
Hirth's Annalen des deutſchen Reiches, Jahrgang 1872, 3. und 4. Heft. 
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die Rechte und Pflichten des Beſitzes find daher weder ein für alles die Abſchaffung der Mißbräucke der vorausgegangenen rohen Kriegs⸗ 


mal gegeben, noch nach bloßen Vernunftgründen feſtzuſetzen, ſie ſind 
vielmehr in jeder Zeit und an jedem Orte ein Product der nationalen 
und ſocialen Cultur. Das Gleiche gilt von der Arbeit. Während die⸗ 
ſelbe als techniſches Thun lediglich Naturgeſetzen unterliegt und inſo⸗ 
fern ſtets unverandert bleibt, verändert ſie ſich dagezen nothwendig 
mit dem Fortſchritte des Culturlebens. Sie kann unfrei ſein oder frei 
(Sclaverei, Leibeigenſchaft ꝛc.); fie kann mit Beſitz verbunden oder 
von demſelben principiell und regelmäßig losgetrennt fein (Handwerk, 
Fabrikweſen); fie kann in ihren perſönlichen Verhältniſſen (Ehe, Auf⸗ 
enthalt) unter Bevormundung ſtehen und in politiſcher Beziehung 
minder berechtigt fein oder nicht; fie kann eine befondere Claſſe in 
der Bevölkerung ausmachen oder nur eine beſtimmte Stufe der per⸗ 
ſönlichen Entwicklung (Erſteres iſt z. B. im Fabrikweſen, Letzteres im 
Handwerk der Fall, da hier regelmäßig Jeder Meiſter werden kann). 
3. Die Formen und Gegenftände der productiven Thätigkeit tragen 
zwar an ſich einen techniſchen Charakter, erhalten jedoch gleichfalls 
rechtliche Qualität, ſoweit die Conſequenzen der Beſitz- und Arbeits⸗ 
verhältniſſe auf fie übergehen. Hier find nur anzuführen: Groß- oder 
Kleinbeſitz, Hand⸗ oder Maſchinenarbeit, Zeit⸗ oder Accordarbeit, ſpe⸗ 
cielle Vertheilung der Arbeitspflichten und Laſten über die Einzelnen, 
über die Geſchlechter, die Altersclaſſen, die Tageszeiten. 

Alle dieſe Verhältniſſe der Wirthſchaft, da die Freiheit und der 
Erfolg des Culturlebens durch ſie beſtimmt wird, ſind rechtlicher Na⸗ 
tur und bedürfen daher der rechtlichen Feſtſetzung. Nur denke man 
hiebei nicht bloß an ſpecielle geſetzliche Vorſchriften, ſondern an die 
Geſammtheit der Rechtsquellen überhaupt. Insbeſondere ſind Gewohn⸗ 
heit (Gebrauch), Stakut, Corporationsbeſchlüſſe u. dgl. auf dieſem 
Gebiete von beſonderer Bedeutung. 

In der bisherigen Theorte hat man regelmäßig, wenn auch 
keinen Gegenſatz, ſo doch einen Unterſchied zwiſchen Recht und Wirth⸗ 
ſchaft ſupponirt. Man gab zu, daß beide von einander getrennt nicht 
zu denken ſeien, daß beide nur die verſchiedenen Seiten einer und 
derſelben Sache ſeien, daß ſie ſich gegenſeitig zu fördern und zu 
ergänzen haben; allein bis zu der Ueberzeugung, daß in dem Rechte 
die (menſchliche) Geſetzmäßigkeit der Wirthſchaft liege, wollte man 
es bis jetzt noch nicht kommen laſſen. Die Gründe hiefür find nicht 
ſchwer zu erklären und tragen zum Theil Wahres, zum Theil Falſches 
in ſich. 

Die moderne Rechtswiſſenſchaft hat ſich entwickelt aus dem 
Gloſſatorenthume; fie fand ihren Ruhm und ihre Aufgabe in der 
Interpretation fertiger, geſchriebener Rechtsbücher und im engſten 
Anſchluß an den Buchſtaben der Geſetze. Die moderne Volkswirth⸗ 
ſchaflslehre dagegen entwickelte ſich in Oppoſition gegen das geltende 
Recht aus Erörterungen über die Natur der Sache; fie fand ihre 
Beweisgründe nicht im geſchriebenen Buchſtaben, nicht in dem aus⸗ 
drücklichen oder vermuthlichen Willen der Geſetzgeber, ſondern in den 
Regeln der Vernunft, den Lehren der Geſchichte, den Ergebniſſen der 
Statiſtik und Erfahrung. Wer die ſcholaſtiſche Art der früheren Juris⸗ 
prudenz und ihre ſclaviſche Gebundenheit an das Wort des Geſetzes 
(e vinculis sermocinari) kennt, der wird begreifen, daß ſchon dieſe 
Verſchiedenheit des Urſprunges und der Behandlung die Annahme 
einer Disparität beider hervorrufen konnte. Zwar hat die neuere 
hiſtoriſche Schule unter der Führung von Savigny den Beweis des 
Rechts nicht mehr ſowohl in dem Willen des Geſetzgebers, als viel⸗ 
mehr in den Rechtsbegriffen und der geſchichtlichen Natur der Rechts⸗ 
inſtitute geſucht. Die Methode Sapigny's und Puchta's war ein une 
endlicher Fortſchritt, allein ihre Nachfolger vernachläſſigten neben dem 
geſchichtlichen Studium die rationelle Auffaſſung des lebendigen Rechtes 
und eine falſche Gelehrſamkeit verſchloß ſich gegen Rechtsanſichten, die 
nicht quelleumäßig aus alten Urkunden und Manuferipten ausgegraben 


waren. 


Indeſſen noch andere Umſtände ſchlagen hier ein. Das volks⸗ 
wirthſchaftliche Theoretiſiren begann mit der Erörterung einzelner 
Materien, die zur damaligen Zeit als wichtige Geſetzgebungs⸗ und 
Verwaltungsfragen erſchienen, ſo des Geld- und Bankweſens, der 
Kornzölle, der Handelsbilanz u. dgl. Dieſe erſchienen damals als Ge⸗ 
genſtände der Politik, der Regierungskunſt; daß es ſich dabei um 
Rechtsfragen handle, deſſen war man ſich nicht wohl bewußt. Man 
befand ſich im 17. und 18. Jahrhunderte in der Periode des Ueber⸗ 
ganges aus der alten in die neue Zeit. Wie man im Innern der 
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zeiten durch Polizeivorſchriften zu befördern ſuchte und zu dieſeni 
Zwecke beſonders die alteingewurzelte Rechtsverfaſſung des herrſchaft⸗ 
lichen Grundbeſitzes, des Ständeweſens, der corporativen Erledigung 
aller gemeinſamen Angelegenheiten zu durchbrechen ſuchen mußte, fo 
hielt man auch auf dem höheren Gebiete der Politik dafür, daß es 
ſich bei den Maßregeln Geboten, Verboten, Unternehmungen der Re⸗ 
gierungen nur um Erwägungen des Nutzens, des Erfolges, der Zweck⸗ 
mäßigkeit, der Macht, nicht aber um Rechtsfragen handle; ähnlich wie 
man heute noch die Schachzüge und Speculationen der Diplomatie 
beurtheilen mag. Ein Beiſpiel möge den Gegenſatz erklären. Man 
zweifelte nicht, daß die Handwerkszünfte als Corporationen rechtlicher 
Natur waren; indem man aber Einzelnen Privilegien vom Zunftzwang 
ertheilte, Fabriken mit Vorrechten und Prämien ausſtattete, Fabrik⸗ 
ordnungen und Reglements erließ, bewegte man ſich auf dem Boden 
der freien Regierungsmacht, deren Handhabung zum Beſten der Völker 
und der Regenten man als Recht und Pflicht in Anſpruch nahm. 
Daß hiebei, indem man alten Rechtsinſtituten und tieſeingewurzelten 
Rechtszuſtänden reformirend und bahnbrechend entgegentrak, auf die 
Momente der Zweckmäßigkeit, des allgemeinen Wohles beſonderes 
Gewicht gelegt werden mußte, iſt begreiflich; und ſo erklärt ſich, warum 
bis auf den heutigen Tag die Verwaltung und Polizei als von dem 
Rechte begrifflich getrennt angeſehen werden konnten “). 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Auch durch die von Seite einer Gerichtsbehörde über eine Perſon 

eingeleitete Angehörigkeitserhebung iſt das Heimatsrecht dieſer 

Perſon im Sinne des §H 9, P. A des Heimatsgeſetzes „zur Frage ge⸗ 
kommen“ ). 


Am 12. April 1869 wurde in dem öffentlichen Spitale zu V. 
in Oberöſterreich ein Individuum aufgenommen, welches ſich Karl W. 
nannte, einen Vorweis der Bezirkshauptmannſchaft K. in Tirol, datirt 
von 27. März 1869, beſaß, der es anwies, ſich in „ſeine Heimat“ 
zu verfügen, und welches Individuum angab, aus J. in Schleſien ge⸗ 
bürtig zu ſein. Da auf die bezügliche Spitals-Requiſition aus der 
angegebenen Gemeinde J. in Schleſien die Antwort einlangte, daß 
Karl W. dort gänzlich unbekannt ſei, fo wendete ſich die Spitalsver⸗ 
waltung in V. an den Bezirkshauptmann in V. um die Einleitung 
der Zuſtändigkeitsyerhandlung über den Spitalspflegling Karl W. 

Aus der Einvernehmung des Karl W. konnten keine Anhalts⸗ 
punkte zur Ermittlung eines Heimatsrechtes desſelben gefunden werden. 
Als Anhaltspunkte für die Zuweiſung des Heimatsloſen lagen jedoch 
folgende zwet Aufgriffsmomente des Vaganten vor, welche auch acten— 
mäßig conttatirt worden waren: 

Am 31. October 1868 wurde Karl W. in der Gemeinde Haus 
des Bezirkes K. in Tirol von der Gendarmerie aufgegriffen und wegen 
Verdachtes, im Beſitze eines gefälſchten Wanderbuches zu ſein, an das 
Bezirksgericht K. eingeliefert. Dieſes Gericht wendete ſich um Aus⸗ 
kunft über die Echtheit des bei Karl W. vorgefundenen Wanderbuches 
an die braunſchweig'ſche Kreisdirection in Blankenburg, welche zwar 
das fragliche Wanderbuch als von dort herrührend erklärte, zugleich 
aber conſtatirte, daß deſſen erſte Seite vollkommen gefälſcht ſei und 
daß W. dort ganz unbekannt ſei, daher eine Abſchiebung desſelben da⸗ 
hin abgelehnt werden müſſe. Das Bezirksgericht K. in Tirol verur⸗ 
theilte ſonach den W. wegen Wanderbuchsfälſchung zu fünf Tagen 
Arreſt und ließ ihn einfach weiterziehen, weil eine weitere Nachfor⸗ 
ſchung bezüglich der Domicilsverhältniſſe zu Unterſuchungszwecken nicht 
erforderlich war. 


) Stahl, „Rechtsphiloſophie“, 4. Aufl. 1870. II. 1. p. 202. 


) Man vergleiche die Mittheilungen in Nr. 13, S. 50 von 1869, in Nr. 8, 
S. 31 von 1870, in Nr. 19, S. 75 von 1871 und in Nr. 14, S. 55 von 1872 


Staaten die Fortſchritte des Culturlebens, die Verfeinerung der Sitten, dieſer Zeitſchrift. 


se — 


Zum zweiten Male wurde Karl W. am 7. December 1868 Nichts deſtoweniger hat aber Franz Sch. laut Anzeige der Forſt⸗ 
in der Gemeinde Rain (Herzogthum Salzburg) aufgegriffen und an verwaltung die kahle Abholzung ſeines Waldes fortgeſetzt. Bei der 
die Bezirkshauptmannſchaft S. überſtellt. Die Angabe des Baganten Strafverhandlung geſtand er auch ein, daß der mehrerwähnte Wind⸗ 
über die in K in Tirol erſtandene Arreſtſtrafe bewog die Bezirks⸗ mantel bereits abgeholzt ſei und entſchuldigte ſich damit, es ſei die 
hauptmannſchaft S., die Abſchiebung des Karl W. nach K. zu veran⸗ frühere Abholzung ſchon zu weit vorgeſchritten geweſen, als daß der 
laſſen. Die Bezirkshauptmannſchaft K. in Tirol, an welche der Ver- noch vorhandene Reſt der ſtehen gebliebenen Waldbäume dem Nach⸗ 
ſchobene ſonach überſtellt worden, ſchritt, gegen fo unbegründete Zu- barwalde irgend welchen Windſchutz mehr hätte bieten können. 
ſchiebung ſich beſchwerend, bei der Statthalterei in Tirol ein und er⸗ Die Bezirkshauptmannſchaft hat hierauf den Franz Sch. zu einer 
hielt von dieſer Behörde die Ermächtigung, den Karl W. in Freiheit] Geldbuße von 40 fl. (nach §§ 5 und 8 des Forſtgeſetzes) zu Handen 
zu ſetzen und mit der Weiſung zu entlaffen, dort, wo er heimatbe⸗ des Landesculturfonds „und zur Vergütung des durch die Abholzung 
rechtigt zu fein glaube, um eine Reiſeurkunde anzuſuchen. Dies ge des Windmantels au dem fürſtlichen Walde etwa entſtehenden Scha⸗ 
ſchah. Die Bezirkshauptmannſchaft K. verſah den W. mit einem Vor⸗ dens“ verurtheilt. 
weiſe, datirt vom 27. März 1869, mit welchem er nun in V. im In dem dagegen ergriffenen Recurſe an die Statthalterei führte 
Spitale beanſtändet wurde. Franz Sch. an, daß nach § 8 des Forſtgeſetzes die veranlaßten Be⸗ 

Die oberöſterreichiſche Statthalterei, an welche die Bezirkshaupt⸗ ſchädigungen von den Schuldtragenden zu vergüten find und die Ver⸗ 
mannſchaft von V. dieſe Erhebungen vorlegte, leitete dieſelben fofort | urtheilung in den Erſatz eines nicht erfolgten, aber künftighin und 
an die Salzburger Landessegterung und ſprach ihre Anſicht dahin aus, möglicher Weiſe entſtehenden Schadens nicht zuläſſig ſei. 
daß W. der Gemeinde Rain im Salzburgiſchen zuzuweiſen wäre, weil Die Statthalterei hat dem Recurſe des Franz Sch. keine Folge 
erſt dort fein Heimatrecht zur Frage gekommen, während dies in K.] gegeben. 
in Tirol nicht geſchehen und es auch nicht Sache des Gerichtes, Das Miniſterium des Innern hat unterm 9. März 1872, 3. 
bei welchem damals lediglich über Karl W. verhandelt worden, geweſen 17.379 ex 1871 den im Straferkenntniſſe der Bezirkshauptmannſchaft 
wäre, die Heimat des W. zu eruiren. enthaltenen Ausſpruch, daß Franz Sch. zur Vergütung des durch die 

Die Landesregierung in Salzburg war jedoch der Anſicht, daß] Abholzung des Windmantels an dem fürſtlichen Walde etwa entſte⸗ 
die Verhandlung über das Heimatsrecht des W. zufolge ſeiner erſten henden Schadens verurtheilt werde, von Amts wegen behoben, „weil 
Aufgreifung in der Gemeinde Haus des Bezirkes K. jedenfalls in K. nach § 8 des Forſtgeſetzes der Schuldtragende die durch die Ueber⸗ 
in Tirol anzuregen geweſen wäre; wenn es nicht geſchehen, fo könne tretung veranlaßte, ſomit wirklich vorhandene Beſchädigung An⸗ 
dies nicht nachträglich einer anderen Gemeinde zum Nachtheile ge⸗ derer zu vergüten hat und die ſtrafrechtliche Verurtheilung zum Er⸗ 
reichen. W. müſſe daher der Gemeinde Haus des Bezirkes K. in Tirol, ſatze eines noch nicht vorhandenen Schadens nicht zuläſſig iſt, vielmehr 
wo er aufgegriffen worden, zugewieſen werden. derzeit die im Geſetze ausgeſprochene Haftung genügt und im Falle 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 7. Mai 1869, Z. einer wirklich eintretenden Beſchädigung nach § 23 ebendort zu ver⸗ 
6799 entſchieden: Karl W. werde im Grunde der Beſtimmung des ſahren ſein wird“. Kl. 
§ 19, P. 4 des Heimatsgeſetzes als Heimatsloſer der Gemeinde Haus 
im Bezirke K. in Tirol zugewieſen. „Denn durch die am 31. Octo⸗ 
ber 1868 in der Gemeinde Haus im Bezirke K. erfolgte Arretirung 
des W. und durch das vom dortigen Bezirksgerichte ergangene Re⸗ 
quiſitionsſchreiben an die herzoglich Braunſchweig'ſche Kreisdirection 
in Blankenburg über die Echtheit ſeines Wanderbuches und über die 
Zuläſſigkeit feiner Abſchiebung nach Blankenburg iſt dort allerdings 
ſein Heimatrecht in Frage gekommen (in welcher Beziehung von Seite 
der genannten Kreisdirection am Schluſſe ihrer Antwort ausdrücklich 
die Ablehnung der Zuſchiebung Wes mit der Motivirung erfolgte, 
daß nicht feſtſtehe, ob und in welcher Weiſe derſelbe dem dortigen 
Kreiſe, refpeetive der Stadt Blankenburg angehöre), wobei der Um⸗ 
ſtand, daß dies nur von Seite einer Gerichtsbehörde geſchah, nicht ins 
Gewicht fallen kann, weil der Punkt 4 des § 19 des Heimatsgeſetzes 
in dieſer Beziehung nicht unterſcheidet, und weil außerdem der in⸗ 
correcte Vorgang des k. k. Bezirksgerichtes K., welches dieſes bedenk⸗ 
liche Individuum nach erſtandener Strafe an die k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft hätte überſtellen ſollen, einer anderen Gemeinde, wo ſpäter 
das Heimatsrecht desſelben nochmals zur Sprache kam, nicht zum 
Nachtheile gereichen kann und darf!“. L. 


Dem Tabulargläubiger eines, durch die Bewilligung einer neuen 

Waſſeranlage angeblich beeinträchtigten Waſſerwerkes ſteht kein 

Necursrecht gegen die behördliche Bewilligung jener neuen Anlage 
zu. ($ 82 mähr. Waſſerrechtsgeſetz.) 


Die Landesſtelle hat im Recurswege mit Entſcheidung vom 
6. April 1871, 3. 3365 dem W. M. eine Waſſerausleitung aus 
dem Podelsky⸗Bache zum Betriebe einer Flachsdörre und Knochen⸗ 
ſtampfe bewilligt. 

Gegen die Bewilligung zu dieſer Anlage wurden Recurſe er⸗ 
griffen und zwar: a) Seitens des Müllers Johann L., deſſen Mühle 
am Podelsky-Bache unterhalb des bewilligten Ausleitungsgrabens 
gelegen, angeblich durch einen zu großen Waſſerentgang in ihrem Be⸗ 
triebe gefährdet ſei, weßhalb Recurrent einige jene Ausleitung be⸗ 
ſchränkende Anordnungen anſtrebte; b) von Seite des Karl R., welcher 
ſich als der frühere Beſitzer der Muhle des Johann L. auswies und 
geltend machte, daß, da der ganze noch nicht bezahlte Kaufſchilling 
auf der Mühle als Hypothek laſte, er als Tabulargläubiger 
ein Intereſſe. daran habe, daß die Müble in ihrem Betriebe nicht 
gefährdet werde. Sein Petit ging im Weſentlichen auf das in dem 
Recurſe des Müllers Johann L. geſtellte hinaus. 

Das Ackerbauminiſterium gab mit Eutſcheidung vom 6. Februar 
1872, 3. 3472 dem Recurſe des Müllers Johann L. aus ſachlichen 
Gründen keine Folge; der Recurs des Tabulargläubigers Karl R. 
dagegen wurde als unſtatthaft zurückgewieſen, wobei das 
Die Bezirkshauptmannſchaft L. hat den Franz Sch. der = genannte Miniſterium von der Anſicht ausging, „daß nach § 82 des 
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Eine Haftung für, durch die verbotswideig ſtattgefundene Abhol⸗ 

zung eines Windmantels einem Nachbarwalde etwa in Zukunft er⸗ 

wachſende Schäden kann mit dem Forſtfrevelerkenntniſſe nicht auf⸗ 
erlegt werden. 


tretung des § 5 des Forſtgeſetzes ſchuldig erkannt und ihn nach § 8 maͤhriſchen Waſſerrechtsgeſetzes, in dem ſogenannten Aufgebotsverfahren 
dieſes Geſetzes zu einer Geldbuße von 20 fl. zu Handen des Landes⸗ die Behörde zwar verpflichtet ſei, auch den Pfandgläubigern die be⸗ 
culturfondes verurtheilt, weil er nach ſeinem eigenen Geſtändniſſe einen treffende Kundmachung mitzutheilen, daß mit dieſer geſetzlichen Beſtim⸗ 
mehrere Klafter breiten Streifen ſeiner an den beuachbarten fürſtlichen mung jedoch den Tabulargläubigern kein Recursrecht, ſondern nur die 
Walddiſtriet angrenzenden Waldparcelle abgetrieben hat, ungeachtet mit Möglichkeit eingeräumt werden ſollte, Kenntniß von der das Intereſſe 
zwei bezirksämtlichen Erläſſen die Abholzung dieſes Holzbeſtandes als] des Pfandobjectes berührenden Verhandlung zu erhalten, ſowie allen⸗ 
einer Schutzwand für den fürſtlichen Wald gegen Windſtöße und Wind⸗ 
brüche unterſagt worden war. Zugleich wurde dem Franz Sch. die 
weitere Abholzung der beſagten Waldparcelle ſtrengſtens unterſagt und 
ihm die genaue Befolgung der im bezirkshauptmannſchaftlichen Be⸗ 
ſcheide rückſichtlich der forſtwirthſchaftlichen Behandlung dieſes * 
theiles ertheilten Weiſung zur Pflicht gemacht. 


fallſige Einwendungen bei jener Verhandlung geltend zu machen“. 
R. C. 


Zur Frage, unter welehen Vorausſetzungen das Zwangsrecht der 
Einräumung einer Dienſtbarkeit zu Gunſten einer Waſſeranlage 
eintreten kann. (§S 22 böhm. Waſſerrechtsgeſetz.) 


Zwiſchen dem Mühlbeſttzer Eduard S. und dem Beſitzer des 
am anderen Uſer des Mühlbaches der Mühle gegenüber liegenden Grund⸗ 
ſtückes Wilhelm H., beſtand fett längerer Zeit ein Streit, welcher ſich haupt⸗ 
ſächlich darum drehte, daß Wilhelm H. dem Müller den für den Be⸗ 
trieb der Mühle nothwendigen Einbau von drei pilotirten Pfoſten⸗ 
verbürſtungen in den Rand ſeines Grundſtückes, ſowie die Ausfüllung 
des zwiſchen den Pfoſtenverbürſtungen verbleibenden Raumes mit 
Lehm nicht geſtatten wollte. 

Das Ackerbauminiſterium hat in der Angelegenheit unterm 
20. Februar 1872, Z. 4987 zu Gunſten des Mühlbeſitzers Eduard 
S. entſchteden und in dieſer Entſcheidung unter Anderem ausgeſprochen: 
„daß die nach § 32) des böhmiſchen Waſſerrechtsgeſetzes zuläſſige 
Einräumung von Dienſtbarkeiten auf fremdem Grunde zu Gunſten 
von Bewäſſerungsanlagen, Triebwerken und Stauanlagen ſich nicht 
nur auf neu zu errichtende Triebwerke u. dgl., ſondern auch auf 
bereits beſtehende beziehe“; ſodann, „daß das in der erwähnten 
Geſetzesſtelle zur Einräumung ſolcher Dienſtbarkeiten verlangte Erfor⸗ 
derniß (wenn die Errichtung ſolcher Triebwerke „überwiegende Vor⸗ 
theile für die Volkswirthſchaft erwarten läßt“) dahin zu verſtehen ſei, 
daß nicht etwa eine abſolute hervorragende Bedeutung eines ſolchen 
Unternehmens für die Volkswirthſchaft nachgewieſen werden müſſe, daß 
es vielmehr genüge, wenn die aus dem Unternehmen zu erwartenden 
volkswirthſchaftlichen Wortheile die aus der Servitutseinräumung 
dem fremden Grundſtücke etwa erwachſenden Nachtheile über⸗ 
wiegen“. R. C. 


Berordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 15. April 1872, Z. 5406, betreffend 
Paßertheilung für das osmaniſche Reich an öſterreichiſche wegen Verbrechen 
ander abgeſtellte Unterthauen. 


Zur Erläuterung der mit dem h. o. Erlaſſe vom 31. Jänner l. I., 3. 548/ M. J. 
republicirten Anordnung“), wonach an öſterreichiſche Unterthanen, welche eines im 
osmanischen Reiche begangenen Verbrechens beſchuldigt, nach Beendigung des bei dem 
türkiſchen Localtribunale abgeführten Unterſuchungsproceſſes nach Oeſterreich zum 
weiteren gerichtlichen Verfahren abgeftellt, von den öſterreichtſchen Gerichten aber 
ſchuldlos oder wegen Mangels an Beweiſen freigeſprochen wurden, Päſſe zur Rückkehr 
in die betreffenden türkiſchen Provinzen nur nach vorläufigem Einvernehmen mit dem 
k. k. Conſulate über die Zuläſſigkeit ihres Aufenthaltes daſelbſt ertheilt werden dürfen, 
findet das k. k. Miniſterium des Innern im Einvernehmen mit dem k. und k. Mint⸗ 
ſterium des Aeußern, ſowie mit dem k. k. Juſtizminiſterium zur Benehmungswiſſenſchaſt 
und weiteren Veranlafſung hiemit Nachſtehendes zu bemerken: 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß in Fällen, wenn öſterreichiſche Unterthanen wegen 
einer im osmaniſchen Reiche begangenen ſtrafbaren Handlung von den hierländigen 
Gerichten verurthei t werden, gleichmäßig vorzugehen iſt, wie in Fällen von Schuld⸗ 
loftgkeitserkenntniſſen oder Einſtellungsbeſchlüſſen. Eben ſo ergibt ſich ſchon nach der 
Natur der Sache und im Hinblicke auf den diesfalls angeſtrebten Zweck, daß unter dem 
k. und k. Conſulate, welches über die Zuläſſigkeit der Paßertheilung zu befragen ſein 
wird, nicht bloß das Conſulat in Conſtantinopel, ſondern jenes zu verſtehen iſt, in deſſen 
Amtsbezirke die ſtrafbare Handlung, welche die gerichtliche Unterſuchung nach ſich zog, 
vorgefallen ift, oder welches die Abſtellung der Beſchuldigten veranlaßt hat, ferner, 
daß die eventuelle Paßverweigerung, wenn nicht in beſonderen Fällen das Gegentheil 
ausdrücklich nothwendig bezeichnet wurde, ſtets nur bezüglich jener türkiſchen Provinz, 
welche der Schauplatz der ſtrafbaren Hand ung war, ſowie bezüglich der daran unmit⸗ 
telbar angrenzenden Provinzen oder Nebenländer, wie Moldowallachei, Serbien ꝛc. 
platzugreifen hätte. 


) 8 32 Alinea 1 des böhmiſchen Waſſerrechtsgeſetzes lautet: „Unternehmer 


von Bewäſſerungsanlagen, dann von Triebwerken und Stauanlagen, deren Errichtung 


überwiegende Vortheile für die Volkswirthſchaft erwarten läßt, können nach Maßgabe 
des $ 28 fit. b (§ 15 des Reichsgeſetzes) verlangen, daß ihnen zur Zu⸗ und Ableitung 
des Waſſers, ſowie zur Errichtung der erforderlichen Stauwerke, Schleusen und 
ſonſtigen Vorrichtungen gegen angemeſſene Schadloshaltung auf fremdem Grunde die 
entprechende Dienſtbarkeit eingeräumt oder nach Wahl des Grundeigenthümers der 
nöthige Grund und Boden abgetreten werde.“ 


*) Mitgetheilt in Nr. 18 de 1872 dieſer Zeitſchrift. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Um endlich die politiſchen Behörden in die Lage zu ſetzen, der in Rede ſtehen⸗ 
den republicirten Anordnung genau entſprechen zu können, hat das k. k. Juſtizminiſte⸗ 
rium unterm 3. d. M., Z. 3632 ſämmtliche k. k. Oberlandesgerichte angewiefen, die 
Verfügung zu treffen, daß ſeitens der erkennenden Gerichtshöfe der Inhalt der ein. 
ſchlägigen rechtskräftigen Urthelle oder allfälliger Einſtellungsbeſchlüſſe den betref⸗ 
fenden politiſchen Behörden mitgetheilt werde. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 28. April 1872, Z. 6551, betreffend Un⸗ 
terſagung der Ausſtellung von Collectivpäſſen an Eiſeubahnarbeiter. 


Laut Eröffnung des k. und k. Miniſteriums des Aeußern vom 25. d. M. 
3. 5532/V, haben die ruſſiſchen Conſularbehörden in der öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Monarchie die hieſige kaif. rufftfche Botſchaft in die Kenntniß geſeßzt, daß die Unter⸗ 
nehmer von Eiſenbahnbauten in Rußland die Gewohnheit angenommen hätten, für 
die Arbeiter, welche ſie aus Oeſterreich einführen, ſich Collectivpäſſe ausſtellen zu 
laſſen, wo auf deren jedem fünfzig oder mehr Indivißlien eingetragen ſind. 

Dieſer Vorgang erſchwert ſowohl den Grenzbehbrden die Controle, als er auch 
die Arbeiter vollſtändig in die Gewalt des Unternehmers liefert, der im Beſitze des 
gemeinſamen Legitimationsdocumentes die Geſammtheit der Arbeiter beherrſcht und 
ſein Recht mißbraucht. 

Oft aufs Aeußerſte gebracht, müſſen dieſe Individuen, da ihnen eine Einzel⸗ 
legitimation um Rußland zu verlaſſen fehlt, heimlich ſich flüchtend die Grenze über⸗ 
ſchreiten und ergeben ſich oft dem Diebſtahl und Schmuggel. 

Um dieſem Unfuge zu ſteuern, haben die Conſularämter bei der gedachten Bot⸗ 
ſchaft die Ermächtigung angeſucht, künftighin zum Eintritte nach Rußland nur folche 
Päſſe zu viſiren, die höchſtens für die Glieder einer ganzen Familie gleichzeitig aus⸗ 
geſtellt ſind. 

Bevor die kaiſerlich ruſſiſche Botſchaft hierüber eine Weiſung erläßt, hat ſie 
an die k. k. Regierung das Anſinnen geſtellt, ſämmtliche diesfalls competente Behörden 
in der kſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie aufzufordern, ſich genauer an die allgemein 
angenommenen Grundſätze zu halten, wonach ein und derſelbe Paß wohl für die 
Glieder einer Familie, nicht aber für eine unbeſchränkte Anzahl von Individuen aus⸗ 
geſtellt werden kenn, die nichts gemeinſam haben, außer die gleichen Verpflichtungen. 

Ich beehre mich ſonach Eure zu erſuchen, die Ausfertigung von 
ſolchen Collectivpäſſen zu unterſagen und den betreffenden Organen die Beſtimmungen 
des § 24 der Kundmachung der betheiligten Miniſterien vom 10 Mai 1867, R. G. Bl. 
Stück XXXII Nr. 80 ex 1867, zur ſtrengſten Darnachachtung mit dem Betfake in 
Erinnerung zu bringen, daß bei Ausſtellung von Reifelegitimationen Eiſenbahn⸗ 
arbeiter nicht als Gefolge oder Dienerſchaft des Bauunternehmers angeſehen werden 
können. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Honorar⸗Legationsrath Anton Grafen v. Wolken⸗ 
ftein zum wirklichen Legationsrathe II. Kategorie und den Legationsſeeretär Ernſt 
Edlen v. Plener zum Honorar-⸗Legationsrathe ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Oberfinanzrath II. Cl. bei der Finanzlandesdirection in 
Innsbruck Rudolf Edlen v. Kremer zum Finanzdirector in Salzburg ernannt. 

Seine Majeſtät haben die Errichtung von Honorarconfulaten in Zürich und 
St. Gallen genehmigt und die Handelsleute Kaſpar Schindler⸗Eſcher in Zürich 
und Auguſt Schneider in St. Gallen zu unbeſoldeten Conſulen ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzſecretär Alfred Ritter v. Ohanovich in 
Lemberg den Titel und Charakter eines Finanzrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtdirector in Linz, Oberpoſtrathe Moriz, Az den 
Orden der eiſernen Krone III. Claſſe tarfrei verliehen. a 

Seine Majeftät haben die nachbenannten Telegrapheninſpectoren zu Telegra⸗ 
phendirectoren ernannt: Anton Sponar v. Blins dorf für Graz, Joſeph Pfeiffer 
für Linz, Franz Burian für Junsbruck, Franz Sikora für Brünn, Joſeph Lan⸗ 

er für Prag, Joſeph Kotalik für Trieſt, Hermann Nagel für Zara, Kaſpar 
Teras on für Lemberg und Philipp Sarley für Czernowitz. 

Seine Majeftät haben dem Finanzrathe Dr. Guido Schoſſerer eine provi⸗ 
ſoriſche Oberfinanzrathsſtelle bei der u. ö. Finanzprocuratur verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne J. Claſſe und Referenten der 
ſteiermärkiſchen Gemeindeſteuerregultrungs⸗Landescommiſſlon Vincenz Globotſ ch⸗ 
nig anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes 
taxfrei verliehen. 8 2 

Seine Majeftät haben dem Bezirkshauptmanne I. Claſſe in Böhmen Franz 
Karaſek den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 


Erledigungen. 


Adjunctenſtelle am k. k. techniſchen Inſtitute in Brünn beim Lehrfache der all⸗ 
gemeinen Chemie, mit 900 fl. Gehalt, bis 20. Juni. (Amtsbl. Nr. 121.) 

Rechnungsofficialsſtelle beim Rechnungsdepartement der Finanzdirection in 
Laibach mit 500 fl. Jahresgehalt, bis 25. Juni. (Amtsbl. Nr. 122.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


